
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1513

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1974 Ausgegeben am 6. Juni 1974 89. Stück
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3 0 8 . Verordnung: Erteilung gewisser Ermächtigungen gemäß § 15 des Bundesministerien-

gesetzes 1973 an das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz
3 0 9 . Kundmachung: Britisches Hoheitszeichen „Auszeichnung der Königin für die Industrie"
3 1 0 . Kundmachung: Kundmachung gemäß § 33 Abs. 4 des Bundesstraßengesetzes 1971 hin-

sichtlich des Landes Steiermark
3 1 1 . Kundmachung: Erklärung der Deutschen Demokratischen Republik über die Wieder-

anwendung des Übereinkommens betreffend das Verfahren in bürgerlichen
Rechtssachen

3 1 2 . Kundmachung: Geltungsbereich des Wiener Übereinkommens über konsularische Be-
ziehungen samt Fakultativprotokoll über die obligatorische Beilegung von
Streitigkeiten

3 1 3 . Kundmachung: Beitritt Finnlands zum Europäischen Kulturabkommen

3 0 5 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 13. Mai 1974 über
den Straßenverlauf der Bundesstraßen in

Tirol

Auf Grund des § 1 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundes-
straßengesetzes 1971 am 1. September 1971 bzw.
hinsichtlich der neu durch das Bundesstraßen-
gesetz 1971 erklärten Straßenzüge in Tirol am
1. Jähner 1973 (Kundmachung BGBl. Nr. 496/
1973) verlaufen die in den Verzeichnissen zum
Bundesstraßengesetz 1971 angeführten Straßen-
züge wie folgt:

(Die in eckiger Klammer stehenden Zahlen
bezeichnen die noch nicht gebauten Straßenteile,
wobei jeweils die Nummer der Bundesstraße
nach dem Bundesstraßengesetz 1971 mit einer
Ordnungszahl für diesen Straßenzug angegeben
ist. Die in runden Klammern bei Ortsgebieten
angeführten Namen sind die örtlichen Straßen-
bezeichnungen oder nähere Ortsbezeichnungen.
Bei Bundesautobahnen sind alle Anschlußstellen
und die Zu- und Abfahrtsstraßen, bei Bundes-
straßen B alle Ortsgebiete im Sinne des § 2 Abs. 1
Z. 15 der Straßenverkehrsordnung 1960, BGBl.
Nr. 159, angegeben):
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Moser

306. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 14. Mai 1974 be-
treffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 183 Stubaital Straße im Bereich

der Gemeinde Fulpmes

Auf Grund des § 4 Abs. 1 und 2 des Bundes-
straßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird ver-
ordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
B 183 Stubaital Straße wird im Bereich der Ge-
meinde Fulpmes wie folgt bestimmt:

Die B 183 Stubaital Straße wird von
km 7,170 (alt) — Kleebachbrücke — bis
km 10,105 (alt) auf die bereits hergestellte
Straßentrasse umgelegt, welche — unter Um-
fahrung des verbauten Gebietes — südlich von
Fulpmes und Medraz in gestreckter Linien-
führung verläuft.

Gleichzeitig werden die durch die Umlegung
für den Durchzugsverkehr entbehrlich gewor-
denen Straßenteile als Bundesstraße aufgelassen.

Moser

307. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 14. Mai 1974 über die Ausgabe
von Scheidemünzen zu 50 Schilling „125 Jahre

Gendarmerie in Österreich"

Auf Grund des § 1 des Scheidemünzengesetzes
1963, BGBl. Nr. 178, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 115/1973 wird verordnet:

§ 1. Anläßlich des 125jährigen Bestehens der
Gendarmerie in Österreich werden ab dem
10. Juni 1974 Scheidemünzen zu 50 Schilling
ausgegeben.

§ 2. Die Münzen sind aus einer Legierung von
640 Tausendteilen Silber und 360 Tausendteilen
Kupfer herzustellen. Ihr Durchmesser hat 34 mm,
ihr Rauhgewicht 20 g, ihr Feingehalt 12•8 g Fein-
silber zu betragen. Abweichungen dürfen im
Feingehalt 5/1000 und im Rauhgewicht 10/1000
nicht übersteigen.
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§ 3. Für die äußere Gestalt der Münze sind die
Abbildung und folgende Bestimmungen maß-
gebend:

(1) Die eine Seite hat als Emblem der Gendar-
merie das eichenlaubumkränzte Bundeswappen
zu zeigen. Über dem Bundeswappen haben sich
zwei flammende Handgranaten zu befinden, die
auf das Korpsabzeichen der Gendarmerie hin-
weisen.

(2) Die andere Seite hat in der Mitte die
Zahl „50", darunter das Wort „Schilling", ferner
in kreisförmiger Reihung das Bundeswappen und
die Wappen der neun Bundesländer sowie die
Umschrift „Republik Österreich" zu zeigen.
Beide Seiten sind mit einer erhöhten Randleiste
zu umrahmen. Der Rand der Münze ist glatt zu
gestalten und hat die vertiefte Inschrift „Fuenf-
zig Schilling" zu tragen.

Androsch

308. Verordnung des Bundesministers für
Auswärtige Angelegenheiten vom 17. Mai
1974, mit der dem Bundesministerium für
Gesundheit und Umweltschutz gemäß § 15
des Bundesministeriengesetzes 1973 gewisse

Ermächtigungen erteilt werden

Auf Grund des § 15 Abs. 1 und 2 des Bundes-
ministeriengesetzes 1973, BGBl. Nr. 389, wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Ge-
sundheit und Umweltschutz verordnet:

§ 1. Das Bundesministerium für Gesundheit
und Umweltschutz wird ermächtigt, soweit da-
durch weder völkerrechtliche noch außenpoliti-
sche Fragen berührt werden und soweit staats-
vertragliche Regelungen dem nicht entgegen-
stehen, sowie unter Beachtung des § 15 Abs. 3
des Bundesministeriengesetzes 1973

1. unbeschadet des Art. 65 Abs. 1 B-VG zur Ver-
tretung der Republik Österreich gegenüber
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) und
gegenüber der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen
(FAO) und zum Verkehr mit diesen beiden
internationalen Organisationen in Angele-
genheiten des Wirkungsbereiches des Bundes-
ministeriums für Gesundheit und Umwelt-
schutz;

2. zum Schriftverkehr mit ausländischen Staa-
ten in Angelegenheiten

a) der Überwachung und Bekämpfung über-
tragbarer Krankheiten,

b) des Arzneimittelwesens und

c) des Veterinärwesens
in Angelegenheiten des Wirkungsbereiches
des Bundesministeriums für Gesundheit und
Umweltschutz.

§ 2. (1) Die in § 1 ausgesprochene Ermächti-
gung wird unter der Bedingung erteilt, daß der in
§ 1 Z. 2 erwähnte Schriftverkehr mit ausländi-
schen Staaten im Wege des Bundesministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten zu führen ist,
soweit Absender oder Empfänger im Ausland ein
Außenministerium oder ein Regierungsoberhaupt
ist.

(2) Die Bestimmung des § 1 Z. 1 hindert nicht,
daß sich das Bundesministerium für Auswärtige
Angelegenheiten, soweit sich dies aus außenpoli-
tischen Gründen als notwendig erweist, im Ein-
zelfall die Vertretung der Republik Österreich
gegenüber den in § 1 Z. 1 genannten internatio-
nalen Organisationen und den Verkehr mit diesen
oder den Schriftverkehr mit ausländischen Staaten
gemäß § 1 Z. 2 vorbehält. In diesem Fall ist das
Bundesministerium für Gesundheit und Umwelt-
schutz rechtzeitig schriftlich zu verständigen.

Kirchschläger

309. Kundmachung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom
30. April 1974 betreffend das britische
Hoheitszeichen „Auszeichnung der Königin

für die Industrie"

Auf Grund des § 6 Abs. 2 Markenschutz-
gesetz 1970, BGBl. Nr. 260, wird im Ein-
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vernehmen mit dem Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten kundgemacht, daß § 6
Abs. 1 des Markenschutzgesetzes 1970 auf das
britische Hoheitszeichen „Auszeichnung der
Königin für die Industrie", dessen zwei Dar-
stellungen im Markenregister des Österreichischen
Patentamtes für jedermann zur Einsicht auf-
liegen, Anwendung findet.

Durch diese Kundmachung wird die Kund-
machung des Bundesministers für Handel, Ge-
werbe und Industrie vom 18. Feber 1972, BGBl.
Nr. 181, betreffend staatliche Hoheitszeichen des
Vereinigten Königreiches von Großbritannien
und Nordirland nicht berührt.

Staribacher

310. Kundmachung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 13. Mai 1974 ge-
mäß § 33 Abs. 4 des Bundesstraßengesetzes

1971 hinsichtlich des Landes Steiermark

Gemäß § 33 Abs. 4 des Bundesstraßengesetzes
1971, BGBl. Nr. 286, wird kundgemacht:

1. Im Land Steiermark sind gemäß § 3.3 Abs. 1
BStG 1971 folgende Straßen mit 1. September
1971 als Bundesstraßen aufgelassen:

(1) von der ehemaligen Fürstenfelder Straße
die Strecke von der ehemaligen Grazer
Straße in Graz (Grieskai/Radetzky-
brücke) bis zur neuen B 67 a Grazer Ring
Straße in Graz (Elisabethstraße/Stras-
soldogasse)

(2) von der Grazer Straße die Strecke in
Graz von der Floßlendstraße/Kalvarien-
gürtel bis zur Triesterstraße/Hofergasse

(3) von der Packer Straße die Strecke von
der ehemaligen Grazer Straße in Graz
(Griesplatz) bis Graz Kärntnerstraße/
Wagner-Jauregg-Straße

2. Die im Bundesstraßengesetz, BGBl. Nr. 59/
1948, in seiner zuletzt geltenden Fassung ent-
haltene Abzweigung der Südautobahn vom
Autobahnknoten Graz-Ost nächst Thondorf zur
Conrad von Hötzendorf-Straße in Graz ist im
Bundesstraßengesetz 1971 als Autobahn nicht
mehr enthalten; dieser Straßenzug ist nunmehr
die S 39 Grazer Schnellstraße.

3. Als Bundesstraßen wurden im Land Steier-
mark erst durch das Bundesstraßengesetz 1971
erklärt (§ 33 Abs. 3 BStG 1971):

(1) von der S 6 Semmering Schnellstraße
die Strecke Landesgrenze Semmering—
Bruck/Mur—St. Michael bei Leoben (A 9)

(2) von der S 7 Fürstenfelder Schnellstraße
die Strecke Ilz (A 2)—Fürstenfeld—Lan-
desgrenze

(3) von der S 8 Ennstal Schnellstraße die
Strecke Landesgrenze—Schladming—Lie-
zen (A 9)

(4) die S 35 Brucker Schnellstraße zur Gänze
(5) die S 36 Murtal Schnellstraße zur Gänze
(6) von der B 50 Oberwarter Straße die

Strecke Landesgrenze—Hartberg (B 54)
(7) die B 64 Rechberg Straße zur Gänze
(8) von der B 66 Gleichenberger Straße die

Strecke Ilz (B 65)—Riegersburg—Feld-
bach

(9) von der B 67 Grazer Straße die Strecke
in Graz Wiener Straße/Kalvariengürtel
bis Triesterstraße/Hofergasse

(10) die B 67 a Grazer Ring Straße zur Gänze
(11) von der B 67 b Eggenberger Gürtel Straße

die Strecken Graz/Eggenberg (A 9)—
Graz/Wienerstraße und Graz/Kalvarien-
gürtel/Floßlendstraße—Graz/Graben-
gürtel (B 67 a)

(12) die B 67 c Wetzelsdorfer Straße zur
Gänze

(13) von der B 70 Packer Straße die Strecke
Graz/Zentralfriedhof (B 67)—Graz/
Kärntnerstraße

(14) von der B 71 Zellerrain Straße die
Strecke Landesgrenze Zellerrain—Maria-
zeil (B 20)

(15) die B 72 Weizer Straße zur Gänze
(16) die B 73 Kirchbacher Straße zur Gänze
(17) die B 74 Sulmtal Straße zur Gänze
(18) die B 75 Glattjoch Straße zur Gänze
(19) von der B 77 Gaberl Straße die Strecke

Weißkirchen—Gaberl—Köflach (B 70)
(20) von der B 78 Obdacher Straße die

Strecke Zeltweg (S 36)—Weißkirchen
(21) von der B 96 Murtal Straße die Strecke

Murau—Landesgrenze gegen Seethal
(22) von der B 115 Eisen Straße die Strecke

Trofaiach—Traboch (B 113)
(23) die B 117 Buchauer Straße zur Gänze

4. Das Land Steiermark hat mit Wirkung vom
1. Jänner 1973 durch das nach seinen landes-
gesetzlichen Vorschriften zuständige Organ den
künftigen Träger der Straßenbaulast hinsichtlich
der unter Punkt 1 dieser Kundmachung genann-
ten Straßen festgelegt. Mit Wirkung vom 1. Jän-
ner 1973 werden daher die in Punkt 3 dieser
Kundmachung genannten Straßen als Bundes-
straßen übernommen.

5. Hinsichtlich der Bestimmungen des § 33
Abs. 2 BStG 1971 und des § 33 Abs. 3 letzter
Satz BStG 1971 wurde ein Übereinkommen zwi-
schen dem Bund (Bundesstraßenverwaltung) und
dem Land Steiermark abgeschlossen.
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6. Hinsichtlich nachfolgender Straßenzüge fin-
den die Bestimmungen des § 33 Abs. 5 BStG
1971 Anwendung:

(1) von der ehemaligen Triester Straße die
Strecke von der Landesgrenze am Sem-
mering über Mürzzuschlag bis St. Marein
(S 6 Semmeiring Schnellstraße)

(2) von der ehemaligen Fürstenfelder Straße
die Strecke von Hz über Fürstenfeld zur
Landesgrenze gegen Rudersdorf (S 7
Fürstenfelder Schnellstraße)

(3) von der ehemaligen Ennstal Straße die
Strecke von der Landesgrenze auf dem
Mandlingpaß über Schladming und Gröb-
ming zur neuen B 112 Gesäuse Straße
in Liezen (S 8 Ennstal Schnellstraße)

(4) von der Grazer Straße die Strecke von
der ehemaligen Triester Straße nächst
Bruck an der Mur bis Peggau (S 35
Brucker Schnellstraße)

(5) von der ehemaligen Triester Straße in
St. Michael über Knittelfeld und Juden-
burg bis Thalheim bei Judenburg (S 36
Murtal Schnellstraße).

Moser

3 1 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 13. Mai 1974 betreffend die Erklärung
der Deutschen Demokratischen Republik
über die Wiederanwendung des Überein-
kommens vom 17. Juli 1905 betreffend das

Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen

Nach Mitteilung der Niederländischen Regie-
rung hat die Deutsche Demokratische Republik
erklärt, das Übereinkommen betreffend das
Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen (RGBl.
Nr. 60/1909, letzte Kundmachung über den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 100/1956) mit Wir-
kung vom 8. April 1965 wieder anzuwenden.

Kreisky

3 1 2 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 13. Mai 1974 betreffend den Geltungs-
bereich des Wiener Übereinkommens über
konsularische Beziehungen samt Fakultativ-
protokoll über die obligatorische Beilegung
von Streitigkeiten, beide vom 24. April 1963

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen haben folgende weitere Staaten

das Wiener Übereinkommen über konsularische
Beziehungen (BGBl. Nr. 318/1969, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 474/1972) ratifiziert bzw. sind ihm bei-
getreten:

Staaten
Datum der Hinterlegung der

Ratifikations- bzw, Beitrittsurkunde

Dänemark 15. November 1972
El Salvador 19. Jänner 1973
Guatemala 9. Feber 1973
Australien 12. Feber 1973
Jordanien 7. März 1973
Republik Vietnam 10. Mai 1973
Laos 9. August 1973
Guayana 13. September 1973

Die Ratifikationsurkunde Dänemarks enthält
folgenden Vorbehalt:

Bezüglich Art. 5 Buchstabe j : In Dänemark
von ausländischen Staaten errichtete konsularische
Vertretungen dürfen, außer auf Grund eines be-
sonderen Abkommens, Rechtshilfeersuchen nicht
erledigen und dürfen gerichtliche und außer-
gerichtliche Urkunden nur in bürgerlichen oder
in Handelsrechtssachen übermitteln.

Folgende Staaten haben das Fakultativproto-
koll über die obligatorische Beilegung von
Streitigkeiten (BGBl. Nr. 318/1969, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 474/1972) ratifiziert bzw. sind ihm bei-
getreten:

Staaten
Datum der Hinterlegung der

Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde

Dänemark 15. November 1972
Australien 12. Feber 1973
Republik Vietnam 10. Mai 1973
Laos 9. August 1973

Kreisky

3 1 3 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 20. Mai 1974 über den Beitritt Finnlands

zum Europäischen Kulturabkommen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates hat Finnland am 23. Jänner 1970
seine Beitrittsurkunde zum Europäischen Kultur-
abkommen vom 19. Dezember 1954 (BGBl.
Nr. 80/1958, letzte Kundmachung betreffend den
Geltungsbereich BGBl. Nr. 81/1970) hinterlegt.

Kreisky
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